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Verhältniß der modernen Preſſe zur öffentlichen 
Meinung. ! 

Die Schriftſteller der modernen Preſſe unterſcheiden ſich von 
ihren Vorgängern dadurch, daß jene keine wirthſchaftliche Verantwort— 
lichkeit für den Abſatz ihrer Geiſtesproducte zu tragen haben. Wegen 
der Druckkoſten für eine politiſche Meinungsäußerung können ſie 
ſelten in Anſpruch genommen werden. Im Gegentheil iſt die Regel 
allgemein dieſe, daß die ſtändige Mitarbeiterſchaft an allen bedeuten 
deren, weit verbreiteten Tagesblätteru honorirt und für die meiſten 
Schriftſteller zur Grundlage ihrer wirthſchaftlichen Exiſtenz geworden ift. 

Abgeſehen von der Perſon des Nedacteurs, tragen aber auch 
die Journaliſten keinerlei literariſche Verantwortlichkeit gegenüber dem 
leſenden Publicum. Ohne zu beſorgen, erkannt zu werden, ſind ſie 
dagegen geſchützt, wegen unrichtiger Darſtellung thatſächlicher Wer 
hältniſſe, wegen perſönlich gehäſſiger Angriffe gegen Gegner, wegen 
Verletzung ſittlicher Gefühle, wegen Mißhandlung der Sprachgeſetze 
zur Verantwortung gezogen zu werden. Nicht bloß dem Strafrichter 
gegenüber, ſondern auch im Verhältniß zu den ethiſchen Intereſſen 
des leſenden Publicums kommt ihnen die Anonymität zu Gute. 
Die thatſächlich herrſchende Regel der journaliſtiſchen Production iſt: 
Schnelligkeit in der Mittheilung der Tagesneuigkeiten, Erklärung der 
politiſchen Vorgänge nach den Grundſätzen der Hermeneutik, die ö 
die Parteiſtellung des Leſerkreiſes an die Hand gibt, Befriedigung 
des präſumtiven Unterhaltungsbedürfniſſes in dem borauszuſetzenden 
Publicum, thunlichſte Verſchweigung oder Verdunkelung unangenehmer 
Wahrheiten, Herabminderung des perſönlichen Werthes politiſcher 
Gegner, Emporhebung politiſcher Freunde, in beiden Fällen alſo 
Ueberſchreitung der durchſchnittlichen Linie der Gerechtigkeit; das Be⸗ 
ſtreben endlich, im Widerſpruch zu thatſächlichen Vorgängen alle Con— 
ſequenzen früher ausgeſprochener Anſichten feſtzuhalten. 

Gegenüber dem einzelnen, nicht berufsmäßig und ſtändig ange— 
nommenen Tagesſchriftſteller iſt an Stelle der alten Staatscenſur, 
die mißliebige Bücher zu unterdrücken verſtand, die Cenſurbehörde der 
Redaction getreten, welche alles Dasjenige zurückweiſt, was in den 
Rahmen der jeweiligen Parteidoctrinen der Tagesblätter nicht hinein— 
paßt. Daraus ergibt ſich, daß allen Denjenigen, die außerhalb der engeren 
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Parteigenoſſenſchaften ſtehen, der Weg verſperrt oder doch erſchwert 
iſt, der eine Einwirkung auf die öffentliche Meinung ermöglichen 
würde, wenn nicht etwa bezahlte Inſerate außerhalb des redactionellen 
Theiles der Zeitungen zugelaſſen werden. 

Die Geſammtpreſſe ſetzt ſich, ſoweit fie politiſchen Aufgaben 
dient, von gelegentlichen, nicht in das Gewicht fallenden Ausnahmen 
abgeſehen, aus zwei Claſſen periodiſcher Literatur zuſammen: Aus Zei⸗ 
tungen, die in ihrer Haltung durch das wirthſchaftliche Intereſſe der 
Einträglichkeit beſtimmt werden, was an und für ſich gegenüber dem 
heute überall nothwendigen Einſatz großer Capitalien keineswegs tadelns— 
würdig erſcheint und andererſeits aus ſolchen Blättern, die ohne die 
Ausſicht auf Geldgewinn durch das Bedurfniß der Parteiagitation 
aufrecht erhalten werden. Auch iſt es häufig, daß dieſe beiden Zweck— 
beſtimmungen in der Weiſe vereinigt ſind, daß ein ausgeſprochenes 
und entſchiedenes Parteiblatt wegen anderweitiger Intereſſen eines 
Leſerkreiſes auch von Solchen gehalten wird, die außerhalb der be— 
theiligten Parteiverbindung ſtehen. 

Als Thatſache des öffentlichen Lebens kann aber immerhin das 
gelten: Die große Maſſe des leſenden Publicums hält 
nur eine einzige Zeitun g. Wo eine Auswahl unter mehreren 
an demſelben Orte erſcheinenden Tagesblättern möglich iſt, wird das— 
jenige bevorzugt, welches Parteimeinungen am entſchiedenſten vertritt 
und nebenher eine Reihe anderer Intereſſen, z. B. des gewerblichen 
oder kaufmänniſchen Marktes, der Billigkeit, der Unterhaltung, des 
localen Mittheilungsbedürfniſſes befriedigt. Das unzweifelhafte Ergebniß 
iſt daher: daß politiſche Bildung auf der Baſis einer allen Meinungen 
gerechten Discuſſion außerhalb der üblichen Zweckbeſtimmungen der 
Tagesblätter liegt. 

Wofern die Leitung der Preſſe überhaupt in den Händen 
wiſſenſchaftlich gebildeter Männer bleibt, was allerdings heute noch 
der häufigere Fall iſt, werden dieſe vorwiegend der Art ſein, daß 
entweder das formale Geſchick der Darſtellung oder die Gabe der 
Unterhaltung entſcheidend war für ihre journaliſtiſche Berufswahl. 


Dagegen darf man als Regel vermuthen, daß, inhaltlich gewürdigt, 


ihre Bildung vorwiegend als eine philoſophiſche und äſthetiſche ſich 
kennzeichnet. Ihre Neigung wird alsdann darin hervortreten, daß 
ſelbſt in der gut geleiteten Preſſe das rein doctrinäre und abſtrakt 
philoſophiſche Element oder auch das dialektiſche Geſchick der Polemik 
in der Würdigung der Zeitverhältniſſe ſtärker erſcheint, als die 
genaue Berichterſtattung über thatſächliche Verhältniſſe, die ſchnelle Ver— 
werthung ſtatiſtiſcher Makerialien, die Discuſſion ſolcher Streitfraggen, 
die nur mit Hülfe praktiſcher Erfahrung entſchieden werden können. 

Da ſtaatswiſſenſchaftliche Bildung erfahrungsmäßig weit weniger 
in der Mehrzahl der europäiſchen Staaten geſucht wird, als rein 
äſthetiſch literariſche Kenntniſſe oder als Fachbildung zum Zwecke der 
Erlangung von Staatsämtern, ſo kann es nicht Wunder nehmen, 
wenn die Preſſe vielfach den Bildungsgang ihres leitenden Perſonals 
widerſpiegelt: Entweder neben dem ſchroffen Parteigeiſte jene Neigung 
zur Formulirung allgemeiner Principien des menſchlichen Handelns, 
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die Vorliebe für Generaliſirung von vermeintlich abſolut unanfechtbaren 
Lehrſätzen, oder auch eine einſeitig privatrechtliche Fachbildung als 
herrſchende Richtung. 

Die Neigung, ein Syſtem von politiſchen Glaubensartikeln zu 
formuliren, theilt ſich im Verlauf der Dinge allen Solchen mit, die 
der inneren geiſtigen Selbſtſtändigkeit ermangeln und dem geſellſchaft— 
lichen Nachahmungstriebe huldigen. Der Meinungskrieg unter den 
Blättern verſchiedenartiger Parteiſtellung verläuft unter ſolchen Um— 
ſtänden ergebnißlos. Denn er wird nicht nach den Regeln der Beweis- 
führung für oder gegen thatſächliche Anführungen ausgekämpft, ſondern 
in einer Manier, der zu Folge ſich Jene ſiegreich glauben, die den 
Gegner durch den Nachweis logiſcher Inconſequenzen, gelegentlicher 
Widerſprüche, Herabwürdigung ſeiner Abſichten, Verdächtigung ſeiner 
Charaktereigenſchaften am Tiefſten verwundeten. 

Zu allen Zeiten gering, iſt die geiſtige Selbſtſtändigkeit der Menge 
durch das moderne Zeitungsweſen noch mehr verringert worden. Wenn 
nämlich auch für die Vertretung aller Hauptrichtungen des politiſchen 
Parteilebens thatſächlich in freieren Staatsweſen geſorgt iſt, fo kann 
doch eine individuell ſelbſtſtändige, außerhalb der Parteibeſtrebungen 
ſtehende Meinung auf demſelben Boden der Preſſe nur äußerſt ſchwer 
zu Worte kommen. 

Der höchſt wichtige Gegenſatz und die für den Bildungsproceß 
der öffentlichen Meinung bedeutſame Wechſelwirkung zwiſchen Einzel— 
meinung und Volksmeinung geht demgemäß verloren. Ebenſo wenig 
iſt zu erwarten, daß die öffentliche Meinung als Schranke der Partei— 
ausſchreitungen ſich rechtzeitig äußern kann. Die Preſſe, welche Alles 
in den Bereich ihrer Kritik zieht, iſt ſehr empfindlich, wenn, neben 
den Wohlthaten, die ſie ſpenden kann und außer dem von ihr zu 
hoffenden Nutzen, auch auf ihre Schattenſeite hingewieſen wird. Die— 
jenigen, welche die Technik des Zeitungsweſens am genaueſten kennen, 
und die Macht der Preſſe gelegentlich ihre Gegner empfinden ließen, 
nehmen am meiſten Anſtand, die formalen Wirkungen des Zeitungs- 
weſens zum Gegenſtande einer tadelnden Kritik zu machen, weil fte 
die Wucht der Feindſchaften kennen, die ſie ſich zuziehen würden, 
wenn ſie die Mängel der Tagespreſſe aufdecken wollten. 

Die Preſſe ſelbſt kann gelegentlich in einen unmittelbaren Gegen— 
ſatz gegen die öffentliche Meinung treten, ohne daß ſie alsdann immer 
der Pflicht ſich bewußt würde, nun auch ihrerſeits der ſo rückhalt— 
los empfohlenen Volksſtimme irgendwie Nachgiebigkeit zu erzeigen. 
Unzweifelhaft läßt ſich behaupten, daß die Volksmeinung in allen 
geſitteten Staaten geſchlechtlich und wirthſchaftlich unſittliche Anzeigen, 
die Anempfehlung eines wucheriſchen Geſchäftsbetriebes, die Aus⸗ 
bietung von ſchwindelhaſten Geheimmitteln und Aehnliches entſchieden 
verwirft. Dieſelben Blätter jedoch, die jederzeit bereit ſind, ein ſtrenges 
Sittengericht über politiſche Gegner abzuhalten, nehmen keinen Anſtand, 
um des Geldgewinnes wegen Annoncen abzudrucken, die allgemein 
verwerflich ſind, und ſich damit zu entſchuldigen, daß ſolche Unſitte 
faſt allgemein geübt wird. Daß hier in jedem Lande ehrenvolle Aus— 
nahmen vorkommen, verſteht ſich von ſelbſt. Gewiß iſt aber auch die 
Wahrnehmung feſtzuſtellen, daß gegenüber der Parteipreſſe zwiſchen 
der Macht der Volksmeinung in England und derjenigen in conti— 
nentalen Staaten ein weſentlicher Unterſchied obwaltet. 

Man kann nicht ſagen, daß die Tagespreſſe in der Mehrzahl 
der Staaten ſich eines andern Abhängigkeitsverhältniſſes als desjenigen 
zu ihrer Partei und eines anderen Zieles, als der Vergrößerung ihres 
politiſchen Einfluſſes durch Mehrung ihres Leſerkreiſes bewußt zu 
ſein pflegt. Sie iſt daher in der Gegenwart nicht ſowohl Organ der 
öffentlichen Meinung, als vielmehr Darſtellung des Uebergewichts, das 
in nicht wenigen Staaten der Parteigeiſt über den Gemein- 
geiſt des Volkes bereits erlangt hat. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die in § A des Geſetzes vom 29. Jänner 1897, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 4%, 

enthaltene Beſtimmung über die ausnahmsweiſe Begünſtigung bei 

der Penſionsbemeſſung für Gendarmen begründet keinen rechtlichen 
Begünſtigungs⸗Anſpruch. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 17. April 1899 

gepflogenen öffentlichen Verhandlung über die Klage des Wilhelm 


Schöniger, penſionirten k. k. Gendarmerie⸗Poſtenführers, durch Dr. Hugo 
Körbl, de praes. 11. Jänner 1899, Z. 21 R.⸗G., gegen das 
k. k. Staatsärar durch das k. k. Landesvertheidigungs-Miniſterium 
wegen Zuerkennung eines Ruhegehaltes jährlicher 650 fl. zu Recht 
erkannt: 

Der Kläger Wilhelm Schöniger wird mit dem Begehren zu 
erkennen: 

I. es ſtehe ihm als k. k. Gendarmerie-Poſtenführer des Nuhe⸗ 
ſtandes wider das k. k. öſterreichiſche Staatsärar vom 1. December 1898 
ab, der Anſpruch auf einen fortlaufenden Ruhegenuß im Ausmaße des 
vollen Activitätsbezuges jährlicher 650 fl. oder doch mindeſtens der 
Anſpruch auf einen fortlaufenden Ruhegenuß in einem vom k. k. Reichs⸗ 
gerichte feſtzuſetzenden höheren Ausmaße als dem Betrage jährlicher 
325 fl. zu; 

II. das k. k. öſterreichiſche Staatsärar ſei ſchuldig, dies anzu— 
erkennen und ſchuldig, bei ſonſtiger Execution, 

1. den dem Kläger Wilhelm Schöniger zuerkannten Ruhegenuß 
jährlicher 650 fl., beziehungsweiſe den ihm zuerkannten Ruhegenuß 
in einem minderen, jedoch den Betrag von 325 fl. jährlich überſteigen- 
den Ausmaße an ihn zu bezahlen, und zwar die ſeit 1. December 1898 
bis zur Urtheilsfällung, am zweiten Tage jeden Monates verfallenen 
Theilbeträge dieſes Jahresbezuges abzüglich der ſeit 1. December 1898 bis 
zur Urtheilsfällung, am zweiten Tage jeden Monates bereits bezogenen 
Theilbeträge von je 27 fl. 8 kr. auf einmal binnen 14 Tagen, die 
weiteren am zweiten Tage jeden Monates fällig werdenden Theilbeträge 
des zuerkannten Jahresbezuges aber allmonatlich im Vorhinein am 
zweiten Tage jeden Monates, und 

2. binnen 14 Tagen dem Kläger die Gerichtskoſten zu erſetzen, 
abgewieſen. 

Gründe: In der Klage wird angeführt: Der Kläger ſtand 
durch drei Jahre in activer Heeresdienſtleiſtung und über neun Jahre in 
activer Dienſtleiſtung beim k. k. Landes-Gendarmerie-Commando Nr. 2, 
und zwar zuletzt als k. k. Poſtenführer mit dem Commando des 
Gendarmerie-Poſtens Nr. 16 in Bodenbach betraut. Am 20. Jänner 1898 
ſchrieb er ſich eine 25ſtündige Control-Patrouille nach dem unterſtellten 
Gendarmen Karl Rapprich über die Ortſchaften Peiperz, Maxdorf, 
Königsmühle, Chriſtianenburg, Biela, Neudorf, Straße gegen Schnee— 
berg mit Tſcheche, Böſegründl, Kalmwieſe, Rothberg und Niederweiher 
in die Station für die Zeit vom 20. Jänner 1898, 11 Uhr Vor⸗ 
mittags bis 21. Jänner 1898 12 Uhr Mittags vor. Hierüber führt 
er Beweis durch das Stationsdienſtbuch vom 21. Jänner 1898. Der 
Kläger hat dieſe Patrouille auch angetreten und unter den allergrößten 
Beſchwerniſſen bei heftigem Regen und Glatteis in der überaus 
gebirgigen Gegend bis Biela fortgeſetzt, ohne bis dahin in einer 
menſchlichen Behauſung Unterkunft und Schutz gegen die Wetter— 
unbilden gefunden zu haben; unterwegs war er jedoch unzähligemale 
zu Fall gekommen, und vermochte er ſich vor Ermüdung kaum mehr 
zu erheben, auch war er bereits bis auf den Körper durchnäßt und 
verſpürte die Erſcheinungen einer heftigen Erkältung. Als der Kläger 
gegen 11 Uhr Nachts in Biela eintraf, konnte er vor Ermündung 
nicht mehr weiter und trat er in die Wohnung des Gemeindeausſchuſſes 
Joſef Stolze mit dem Erſuchen, ihm eine kleine Raſt zu gewähren. 
Joſef Stolze und der anweſende Ausſchuß Wenzl Winkler bemerkten 
ſofort, daß der Kläger gänzlich erſchöpft war. Der Kläger erzählte 
ihnen von den großen Beſchwerniſſen der Patrouille und entfernte ſich, 
nachdem er ſich etwas erholt hatte. Hierüber wird der Beweis ange- 
boten durch das mit Joſef Stolze und Wenzel Winkler vom Gemeinde- 
amte Biela am 20. October 1898 aufgenommene Protokoll, durch 
dieſe Zeugen und durch des Klägers eidliche Vernehmung. Als der 
Kläger das Haus des Joſef Stolze verlaſſen hatte, fühlte er alsbald 
eine derartige Ermüdung, daß er außer Stande war, die Patrouille 
fortzuſetzen. Er hat daher die Patrouille in Biela abgebrochen und iſt 
am 21. Jänner 1898 um 3 Uhr Morgens in die Station Bodenbach 
eingerückt. Dieſen Vorfall trug er ſofort in das Stationsdienſtbuch 
ein. Hierüber führt er Beweis durch das Stationsdienſtbuch und durch 
feine eidliche Vernehmung. In unmittelbarer Folge der beim Patrouillen⸗ 
gange vom 20. bis 21. Jänner 1898 erlittenen Erkältung ſind beim 
Kläger ohne fein Verſchulden verſchiedene ſchwere Leiden, insbeſondere 
Rückenmarksdarre entſtanden, welche vom 3. Mai ab, bis zu welchem 
Tage er mit Aufbietung aller Kräfte ſeinen Dienſtpflichten nachkommen 
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konnte — ſeine Enthebung vom activen Dienſte nothwendig machten 
und nach einer Spitalspflege im Garniſonsſpitale in Thereſienſtadt, 
ſowie einer mehrmonatlichen Beurlaubung zum Gebrauche der Teplitzer 
Heilquellen directe und ausſchließlich binnen Jahresfriſt ſeine bleibende 
Untauglichkeit zum Gendarmeriedienſte herbeiführten. Mit dem Befunde 
der k. k. Landwehr⸗Mannſchafts⸗Superabitrirungs⸗Commiſſion in Prag 
vom 23. October 1898 wurde der Kläger als invalid, zu jedem Dienſte 
untauglich und überdies zu jedem Broderwerbe für immer ungeeignet 
und permanenter fremder Pflege und Hilfe bedürftig, claſſificirt und 
zur Penſionirung beantragt. Auf Grund dieſes Thatbeſtandes ſtellte er 
vor der permanenten Commiſſion das Anſuchen, ihm in Gemäßheit 
des § 4 des Geſetzes vom 29. Jänner 1897, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 42, 
ausnahmsweise eine höhere, als die nach ſeiner effectiven Dienſtzeit 
zu berechnende Penſion zuzuerkennen. Ueber dieſe Thatſachen wird der 
Beweis geführt durch das Protokoll über die ärztliche Unterſuchung 
und den Befund vom 23. October 1898. Das k. k. Miniſterium für 
Landesvertheidigung hat jedoch im Einvernehmen mit dem k. k. Finanz⸗ 
miniſterium mit dem Erlaſſe vom 19. November 1898, 3. 30.699, 
des Klägers Ruhegenuß lediglich nach Maßgabe ſeiner bis Ende 
November 1898 vollſtreckten anrechenbaren Geſammtdienſtzeit von 
15 Jahren 5 Monaten und 3 Tagen mit 50%, ſeiner letztbezogenen 
Activitätsgebühren im Ausmaße jqährlicher 650 fl. mit jährlichen 
325 fl. vom 1. December 1898 ab bewilligt und ſein Anſuchen um 
Zuerkennung einer erhöhten Penſion abgewieſen. Der Kläger führt 
ſonach Klage bei dem k. k. Reichsgerichte und ſtellt das im Enunciate 
angeführte Begehren. 

Das k. k. Miniſterium für Landesvertheidigung erhebt gegen 
dieſen Anſpruch die Einwendung, daß auf die vom Kläger gemäß § 4 
des Geſetzes vom 29. Jänner 1897, R.⸗G.-Bl. Nr. 42, begehrte 
höhere Penſion ein Anſpruch und ſohin auch ein Klagerecht nicht 
zuſtehe, da nach den Beſtimmungen des citirten Paragraphen ein 
ausnahmsweiſe erhöhter Ruhegenuß unter gewiſſen Vorausſetzungen — 
deren Zutreffen in vorliegendem Falle übrigens beſtritten wird — 
bewilligt werden kann, die Zuerkennung ausnahmsweiſe erhöhter 
Penſionen ſonach dem freien Ermeſſen des Miniſteriums überlaſſen 
bleibt. Hiernach wird um Abweiſung des Klagebegehrens gebeten. 

Bei der mündlichen Verhandlung hat der Kläger diesfalls geltend 
gemacht: Das Wort „Kann“ ſchließe die Judicatur des Reichsgerichtes 
nicht aus. Der Anſpruch des Gendarmen auf höhere Penſion in beſon— 
ders rückſichtswürdigen Fällen bleibe immer ein Rechtsanſpruch. Habe 
die Adminiſtratiiv-Behörde nach freiem Ermeſſen zu entſcheiden, ob der 
Thatbeſtand einer ſolchen Rückſichtswürdigkeit vorliege, ſo komme Gleiches 
dem Reichsgerichte zu, welches an den von den Adminiſtrativ-Behörden 
feftgeftellten Thatbeſtand nicht gebunden ſei. Daß der Richter einen 
ſolchen Zuſpruch nach freiem Ermeſſen fällen kann, dafür gäbe es 
Anhaltspunkte in verſchiedenen Geſetzen, ſo im allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuch, dem Markenſchutzgeſetze, der neuen Eivilproceß-Ordnung. 
Daß der vorliegende Fall endlich ein beſonders rückſichtswürdiger ſei, 
könne nicht bezweifelt werden. 

Der Vertreter des Miniſteriums beharrte dagegen auf dem Stand— 
punkte, daß das Miniſterium, wie das Reichsgericht ſchon einmal 
anerkannt habe, in einem ſolchen Falle des §S 4 des neuen Gendarm— 
Geſetzes nach freiem Ermeſſen allein entſcheide, beſtritt, daß hier die 
Vorausſetzung des § 4 (Cauſalzuſammenhang mit einer beſonderen 
Dienſtesverrichtung des letzten Jahres) vorhanden ſei und charakteriſirte 
den Fall als einen ſolchen, welcher nur zur Beſchreitung des Gnaden— 
weges geeignet wäre. 

Das Reichsgericht vermag den vom Kläger erhobenen Anſpruch 
nicht als begründet anzuerkennen. 

Im Geſetze vom 25. December 1894, Nr. 1 R.⸗G.⸗Bl. ai 1895, 
wurde im erſten Abſatze des 8 34 beſtimmt, daß einem Gendarmen, 
der ohne eigenes Verſchulden in unmittelbarer Folge einer ſpeciellen 
Dienſtesverrichtung eine Körperbeſchädigung erleidet, durch welche nach— 
gewieſenermaßen directe und ausſchließlich ſofort oder binnen Jahres⸗ 
friſt die bleibende Untauglichkeit zum Gendarmeriedienſte eintritt, bei 
der Penſionsbemeſſung zehn Jahre zugezählt werden; im zweiten 
Abſatze dieſes Paragraphen aber ausgeſprochen, daß ihm bei beſonders 
rückſichtswürdigen Umſtänden, wenn ſeine Erwerbsfähigkeit vollkommen 
ausgeſchloſſen iſt und er einer beſonderen Pflege und Hilfe bedarf, oder, 
wenn derſelbe das ſeine Invalidität bedingende Leiden ſich bei einer 


beſonders anerkennenswerthen Dienſtleiſtung zugezogen hat, in den 
oben vorgeſehenen Fällen der Ruhegenuß ausnahmsweise in einem 
höheren Maße, und zwar bis zum Betrage des für die Penſions⸗ 
bemeſſung anrechenbaren vollen Activitätsbezuges zugeſtanden werden 
kann. 

Durch die imperative Beſtimmung des erſten Abſatzes jenes 34 
wurde daher bei Eintrit der dort angeführten Vorausſetzungen ein rechts 
licher (klagbarer) regelmäßiger Anſpruch des in den Ruheſtand tretenden 
Gendarmen begründet, wogegen die Zuwendung der im zweiten Abſatze 
vorgeſehenen ausnahmsweiſen Begünſtigung dem freien Ermeſſen des 
Miniſteriums für Landesvertheidigung überlaſſen blieb. Wo aber das 
freie Ermeſſen einer Verwaltungsbehörde eintritt, dort erſcheint die 
gerichtliche Ueberprüfung der diesfälligen Entſcheidung ausgeſchloſſen. 

Durch das dermal giltige, vom Kläger angerufene Geſetz vom 
29. Jänner 1897, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 42, durch welches im Allgemeinen 
eine Erhöhung der Verſorgungsgenüſſe der Gendarmeriemannſchaft 
eintrat, hat jenes Verhältniß eine Aenderung erfahren. 

In den erläuternden Bemerkungen zu dem diesfälligen Geſetz— 
entwurfe wurde unter Hinweiſung auf die namhaften und beſonderen 
Vortheile, welche der Gendarmeriemannſchaft und deren Angehörigen 
durch das neue Geſetz zugewendet werden ſollen, bemerkt, es erſcheine 
audererſeits begründet, hinſichtlich der bisher im 8 84 des Gendarm⸗ 
geſetzes vom 25. December 1894 eingeräumten Begünſtigung eine 
Beſchränkung auf jene Fälle eintreten zu laſſen, welche im zweiten 
Abſatze dieſes Paragraphen vorgeſehen iſt. 

Thatſächlich iſt nunmehr im §4 des Geſetzes vom 29. Jänner 1897, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 42, ausgeſptochen, daß einem Gendarmen, welcher ohne 
eigenes Verſchulden in Folge einer beſonderen Dienſtesverrichtung eine 
Körperbeſchädigung erleidet, durch welche nachgewieſenermaßen directe 
und ausſchließlich binnen Jahresfriſt die bleibende Untauglichkeit zum 
Gendarmeriedienſte eintritt, bei beſonders rückſichtswürdigen Umſtänden, 
wenn die Erwerbsfähigkeit des Gendarmen vollſtändig ausgeſchloſſen 
iſt und er einer beſonderen Pflege und Unterſtützung bedarf, oder, 
wenn derſelbe ſich das ſeine Invalidität bedingende Leiden bei einer 
beſonders anerkennenswerthen Dienſtleiſtung zugezogen hat, der Ruhe⸗ 
genuß ausnahmsweiſe in einem höheren Maße, und zwar bis zum 
Betrage des für die Penſionsbemeſſung anrechenbaren vollen Activitäts— 
bezuges zugeſtanden werden kann. 

Dermal ſteht alſo einem Gendarmen ein rechtlicher Ruhegenuß— 
Anſpruch nur nach Maßgabe der Beſtimmungen der $$ 1, 2 und 3 
des Geſetzes vom 29. Jänner 1897 zu, während die Zuwendung der 
ausnahmsweiſen Begünſtigung nach $ 4 dieſes Geſetzes lediglich dem 
Ermeſſen des k. k. Miniſteriums für Landesvertheidigung anheimgeſtellt iſt. 

Demgemäß iſt das k. k. Reichsgericht nicht berechtigt, einen 
höheren, als den normalmäßigen, das iſt nach der vollſtreckten Dienſt— 
zeit entfallenden Ruhegenuß zuzuerkennen, woraus ſich die Abweiſung 
des auf den vorcitirten § 4 begründeten Klagebegehrens ergibt. 

(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 17. April 1899, Z. 94.) 


Zur Frage der Berechnung des Schadenerſatzes bei unbefugtem, durch 
längere Zeit andauerndem Vieheintrieb in fremde Wälder. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in M. hat mit den Straferkennt⸗ 
niſſen von 12. Februar 1898, 3. 11 und 12 B.⸗R., die Grund⸗ 
beſitzer A. M. und J. P. wegen Uebetretung des § 60, 8 Forſt⸗ 
geſetzes, begangen durch unbefugten Eintrieb von 6, bezw. 3 Stück 
Hornvieh durch 106 Tage in die Waldungen des Stiftes St. L., 
zu einer Geldſtrafe von je 5 fl. und zur Leiſtung eines Schaden— 
erſatzes von 1 fl. 28 kr., bezw. 94 kr. verurtheilt. 

Mit dem Decrete vom 31. März 1898, 3. 2648 wurde die 
ſtiftiſche Forſtverwaltung hievon in Kenntniß geſetzt und gleichzeitig 
mit dem Anſpruche auf Zuerkennung eines Schadenerſatzes von fl. 57˙87 
bezw. fl. 28.93 mit der Motivirung abgewieſen, daß ein Schaden— 
erſatz nicht für jeden Tag, ſondern nur für, reſp. auf Grund jedes— 
maliger Anzeige gefordert werden könne, was aus der Beſtimmung 
des § 9 der Beilage D zum Forſtgeſetze gefolgert werden müſſe, 
wornach bei nachgewieſener längerer Dauer oder Wiederholung des 
unberechtigten Vieheintreibes der Schadenerſatz 1½fach bis doppelt 
berechnet werden kann. 
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Dem hiegegen ſeitens der ſtiftiſchen Forſtverwaltung erhobenen 
Recurſe wurde von der Statthalterei in G. mit der Entſcheidung vom 
21. December 1898, 3. 33.858, unter gleichzeitiger Richtigſtellung 
des von A. M. zu leiſtenden Schadenerſatzbetrages auf 1 fl. 88 kr. 
keine Folge gegeben, und zwar aus folgenden Gründen: 

Gemäß § 9 der Beilage D zum Forſtgeſetze kann für jedes 
Stück Hornvieh, welches unberechtigt in fremde Wälder getrieben wird, 
der Preis von 0•13 m3 am Stocke befindlicher Holzmaſſe mittlerer 
Brennholzſorte als Erſatz angeſprochen werden; bei längerer Dauer 
des Eintriebes iſt gemäß Abſatz 2 des § 9 der Erſatzbetrag 1½ fach, 
beziehungsweiſe doppelt zu berechnen. 

Nach der vorliegenden Anzeige haben 

a) A. M. 6 Stück und 

b) J. P. 3 Stück Hornvieh unberechtigt in den ſtiftiſchen Wald 
getrieben und daſelbſt vom 15. Juni bis 29. September 1897, ſomit 
durch 106 Tage, belaſſen. Es beläuft ſich ſonach der von den Ge— 
nannten zu leiſtende Schadenerſatz unter der Annahme, daß in der 
II. Bringungsclaſſe der m? mit 1 fl. 20 kr. berechnet wird, ſonach 
0:13 ms mit 15°6 kr. 

ad a) auf 1 fl. 88 kr. (156 X 6 = 936 X 2 = 1:88) 

ad b) auf 94 kr. (156 XI = 468 „ 2 = 94). 

Die von der Forſtverwaltung angewendete Berechnungsart, den 
Schadenerſatz für jeden einzelnen Weidetag abgeſondert zu beſtimmen, 
iſt im vorliegenden Falle nicht zutreffend, da das Weidevieh während 
der Zeit vom 15. Juni bis 29. September 1897 nicht wiederholt 
ein⸗ und wieder abgetrieben wurde, und weil die längere Dauer 
des Eintriebes inſoferne bei der Ermittlung des Schadenerſatzes Be— 
rückſichtigung ſand, als der Erſatzbetrag doppelt genommen wurde. 

Es konnte daher der von der Forſtverwaltung beanſpruchte 
höhere Schadenerſatzbetrag nicht zuerkannt werden. 

Das Miniſterium des Innern hat mit dem Exlaſſe vom 22. April 
1899, 3. 6382, im Einvernehmen mit dem Ackerbauminiſterium dem 
hiegegen ſeitens der ſtiftiſchen Forſtverwaltung eingebrachten Recurſe 
aus den Gründen der angefochtenen Entſcheidung mit dem Bemerken 
keine Folge gegeben, daß es der beſchädigten Forſtverwaltung nach 
§ 76 Forſtgeſetzes freiſteht, zur Geltendmachung eines größeren Schaden— 
erſatzes den ordentlichen Rechtsweg zu ergreifen. Th. R. 


Perſonalien. 


Se. Majeftät haben dem Staatsbahndirector in Lemberg, Hofrathe Ludwig 
von Wierzbicki, das Ritterkreuz des Leopold-Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Miniſterial-Viceſecretͤren im Miniſterium des 
Innern Dr. Karl von Jékey und Dr. Octavian Ritter Regner von Bley: 
leben das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Landesregierungsrath Dr. Edmund Edlen von 
Marenzeller zum Hofrathe und den Bezirkshauptmann Wolfgang Grafen 
Chotek zum Landesregierungsrathe bei der Landesregierung in Troppau ernannt, 

Se. Majeftät haben die Finanzräthe Adolph Bogucki, Dr. Juſtin 
Blonski, Stanislaus Bilwin, Stanislaus Prokopowiez, Dr. Michael 
Freiherr von Jorkaſch-Koch, Ladislaus Bialikiewiez, Thaddäus Kluſik 
und Dr. Rudolph Rö zyeki zu Oberfinanzräthen bei der Finanz-Landes direction 
in Lemberg ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Poftdirectkor Joſeph Edlen von Poſch in Czerno— 
witz zum Oberpoſtdirector ernannt. 

Se. Majeſtät haben die Einreihung des Poſtcaſſen-Directors Auguſt Po- 
korny in Wien in die VI. Rangsclaſſe genehmigt. 

Se, Majeſtät haben die Hof: und Miniſterial-Concipiſten I. Claſſe im 
Miniſterium des kaiſ. und königl. Hauſes und des Aeußern Friedrich Ritter von 
Schwab und Jur. Dr. Bruno Ritter von Demel von Els wehr zu Hof- und 
Miniſterial⸗Secretären ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Hoſ- und Miniſterial-Concipiſten I. Claſſe im 
Miniſterium des kaiſ, und königl. Hauſes und des Aeußern Jur. Dr. Friedrich 
Probſt den Titel und Charakter eines Hof- und Miniſterial⸗Secretärs, dem 
Hilfsämter⸗Directionsadjuncten Auguſt Froon Edlen von Kirchrath den Titel 
und Charakter eines Hifsämter⸗Directors und dem Rechnungs-Official I. Claſſe 
Victor Göbl das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben bei der k. und k. Privat⸗ und Familien-Fondscaſſe den 
Caſſier Adolph Freiherrn von Lilienau zum Director und den Liquidator 
Franz Mohr zum Caſſier ernannt. 

Dem mit dem Titel und Charakter eines Hoſrathes bekleideten Landes⸗ 
regierungsrathe Ludwig Sauter in Salzburg wurde anläßlich der Verſetzung 
in den Ruheſtand die Allerhöchſte Anerkennung bekannt gegeben. 

Se. Majeſtät haben dem Regierungsrathe und Oberpolizeirathe der Wiener 
Polizeidirection Jakob Wohl anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel 
und Charakter eines Hofrathes verliehen. 


Se. Majeſtät haben dem Regieru ngsrathe und Director der k. und k. 
Privat: und Familienfondscaſſe Heinrich Winter anläßlich der Verſetzung in den 
Ruheſtand den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hofreiſecaſſier Eduard Hauptmann anläßlich 
der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines Regierungsrathes und dem Ned): 
nungsrathe im Oberſthofmeiſteramte Franz Retzer den Titel und Charakter eines 
Oberrechnungsrathes verliehen. 


Erledigungen. 


1 Landesregierungs⸗Concipiſtenſtelle in der X. Rangsclaſſe in 
Schleſien bis 20. Juli 1899. (Amtsblatt Nr. 152.) 

3 eventuell mehrere Kanzliſtenſtellen in der XI. Rangsclaſſe bei der 
Polizeidirection in Wien bis 31. Juli 1899. (Amtsblatt Nr. 150.) 

Mehrere Bauadjunctenſtellen in der X. Rangsclaſſe und 2 Bau⸗ 
praktikantenſtellen mit dem Adjutum jährlich 600 fl. beziehungsweiſe 500 fl. 
im n.⸗ö. Staatsbaudienſte bis 6. Auguft 1899. (Amtsblatt Nr. 153.) 


3. 498/1. 


Concurs⸗Ausſchreibung. 


Beim Magiſtrate Klagenfurt iſt die Stelle eines 


Commillärs 
zu beſetzen. 


Mit dieſer Stelle ſind verbunden die Bezüge der IX. Rangsclaſſc, und 
zwar Gehalt jährlich 1.400 fl., Activitätszulage jährlich 250 fl., ferner der An⸗ 
ſpruch auf zwei von 5 zu 5 Jahren fällig werdenden Alterszulagen à 100 fl. 
—= 200 fl., ſowie auf ſyſtemmäßige Vorrückung bis in die Bezüge der VII. Rangs⸗ 
claſſe und das Penſionsrecht. 

Erforderniſſe zur Erlangung dieſer Stelle ſind: 

a) die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft, Alter unter 40 Jahren und deutſche 
Nationalität; 

b) der Nachweis über Abſolvirung der rechts- und ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Studien und die mit gutem Erfolge abgelegten 3 theoretiſchen Staats⸗ 
prüfungen; 

c) eine mit gutem Erfolge abgelegte praktiſche Prüfung (Richteramts-, Advo⸗ 
caturs- oder politiſche Prüfung). 

Bewerber, welche die politiſche Prüfung noch nicht haben, ſind verpflichtet, 
dieſelbe binnen Jahresfriſt abzulegen. 

Die geſtempelten und belegten Competenzgeſuche ſind bis 20. Juli 1899 
beim Gemeinderathe Klagenfurt einzureichen. 

Gemeinderath Klagenfurt, am 28. Juni 1899. 


Der Bürgermeiſter: 
Neuner. 


3. 498/2. 


Concurs⸗Ausſchreibung. 


Beim Stadtmagiſtrate Klagenfurt iſt die Stelle eines 


Concepts-Praktikanten 


mit einem Adjutum von jährlich 800 fl. zu beſetzen. 
Erforderniſſe zur Erlangung dieſer Stelle find: 5 
a) öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft, ein Alter unter 30 Jahren und deutſche 
Nationalität; a 
p) der Nachweis über die Abſolvirung der rechts- und ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Studien, ſowie die mit gutem Erfolge abgelegten drei thevretiſchen Staats- 
prüfungen. 10 ’ 
Bewerber, welche die ſtaatswiſſenſchaftliche Staatsprüfung noch nicht haben, 
ſind verpflichtet, dieſelbe biunen Jahresfriſt abzulegen. 72 
Der Eintretende hat die praktiſche, politiſche Prufung binnen 3 Jahren 
abzulegen, wornach dann die Vorrückung in die Stelle eines Concipiſten erfolgt 
mit den Bezügen der X. Nangsclaſſe, und zwar: Gehalt jährlich 1.100 fl., Activi⸗ 
tätszulage jährlich 200 fl. und dem Anſpruche auf zwei nach je 4 Jahren fälligen 
Alterszulagen à 100 fl. = 200 fl., ſowie auf ſyſtemmäßige Vorrückung bis in 
die Bezüge der VII. Rangsclaſſe und das Penſtonsrecht. 
Die mit einer Krone geſtempelten und belegten Competenzgeſuche ſind bis 
25. Juli 1899 beim Gemeinderathe Klagenfurt einzureichen. 


Gemeinderath Klagenfurt, am 28. Juni 1899. 
Der Bürgermeiſter: 
Neuner. 
BE Hiez für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 


den Erkenntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 35 und 36 der Erkeuntniſſe, adminiſtr. Theil, 1898. 
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